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Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Osttimor, Irak
– um nur einige Beispiele zu nennen: Die letzten
zwanzig Jahre sahen eine ganze Reihe Internatio‐
naler  Übergangsverwaltungen,  mit  denen  in
Nachkriegssituationen  der  Friede  gesichert  und
der zivile  Wiederaufbau vorangetrieben werden
sollten. Die Frage nach der historischen Tiefendi‐
mension derartiger Unternehmungen war Gegen‐
stand  einer  interdisziplinären  Tagung,  die  das
Liechtenstein-Institut (Bendern/Liechtenstein) am
13. und 14. September 2012 in Schaan (Liechten‐
stein) durchführte. 

Anlass zur Tagung bot das im Jahr 2012 be‐
gangene 300-Jahr-Jubiläum des Erwerbs der Graf‐
schaft Vaduz durch den Fürsten von Liechtenstein
1712: Diesem Kauf war eine jahrzehntelange kai‐
serliche Administration vorangegangen. Die Kon‐
ferenz verfolgte damit auch das Ziel, die bei histo‐
rischen  Gedenkfeiern  zu  Staatswerdungsprozes‐
sen gerade in einem Kleinstaat drohende verengte
Innensicht zu öffnen und die Landesgeschichte in
einen  größeren  Zusammenhang  einzuordnen.
Dem Kauf  der  Herrschaften Schellenberg  (1699)
und Vaduz (1712) folgte 1719 deren Vereinigung
und  Erhebung  zum  Reichsfürstentum  Liechten‐
stein durch Kaiser Karl VI. Zum Kauf von 1712 er‐
schienen  unter  anderem:  Liechtensteinischen
Landesarchiv (Hrsg.), Kaufvertrag der Grafschaft
Vaduz  1712.  Dokumente  zum  Kaufvorgang  zwi‐
schen den Grafen von Hohenems und den Fürsten

von Liechtenstein, bearb. von Katharina Arnegger
, Vaduz 2012; Rainer Vollkommer / Donat Büchel
(Hrsg.), 1712 – 2012. Das Werden eines Landes, Va‐
duz 2012; sowie: Jahrbuch des Historischen Ver‐
eins für das Fürstentum Liechtenstein, Band 111,
Vaduz 2012. 

Mit  dem der  Tagung  zugrunde  gelegten  Be‐
griff  der  „Zwangsadministration“ steckte  die  Ta‐
gungsleitung das Feld weit ab und schlug vor, dar‐
unter,  unabhängig  vom auslösenden Anlass,  die
vorübergehende Verwaltung eines nicht zum di‐
rekten  Herrschafts-  respektive  Staatsgebiet  des
Administrators  gehörenden  Territoriums  durch
eine staats- oder völkerrechtlich definierte und le‐
gitimierte  übergeordnete  Instanz  zu  verstehen;
also etwa die Verwaltung im Auftrag eines Reichs
oder  eines  Staatenbundes,  einer  internationalen
Konferenz oder einer internationalen Organisati‐
on. Solche Verwaltungen erfolgten in der Regel ge‐
gen den Willen des verwalteten Territoriums, so‐
mit  unter  Zwang.  Ausgeklammert  blieben  reine
Besatzungsverwaltungen  eroberter  oder  annek‐
tierter  Gebiete  durch  den  militärischen  Sieger
ohne weitere völkerrechtliche Legitimation. 

Im Zentrum des Interesses standen die Ursa‐
chen und Zwecke  der  Zwangsverwaltungen,  de‐
ren Legitimation sowie die aufgebauten Verwal‐
tungsstrukturen  und deren  praktisches  Funktio‐
nieren.  Gefragt  wurde  auch  nach  den  Gründen
für Erfolge und Misserfolge und nach der Akzep‐



tanz oder Ablehnung durch die Bevölkerung, die
lokalen Eliten und die anderen Reichsstände bzw.
die Staatengemeinschaft. 

Der Bogen spannte sich vom Alten Reich über
Fallbeispiele des 19. und 20. Jahrhunderts bis in
die Gegenwart. Damit war auch die Frage aufge‐
worfen,  ob  der  diachrone  Vergleich  über  einen
Zeitraum  von  300  Jahren  möglich  und  gewinn‐
bringend sei: Lässt sich neben aller Divergenz der
politischen,  rechtlichen  und  gesellschaftlichen
Verhältnisse auch Konvergenz beobachten? 

Der erste Tagungsblock war der Zeit des Alten
Reiches gewidmet. LEOPOLD AUER (Wien) zeigte,
dass reichsunmittelbare Territorien „gar nicht so
selten“,  nämlich in etwa 200 Fällen,  vom Kaiser
unter  Zwangsadministration  gestellt  wurden,
mehrheitlich  nach  dem  Westfälischen  Frieden.
Meist betraf es kleinere Herrschaften oder Reichs‐
städte wie Hamburg und Frankfurt, einmal aber
auch Bayern. Kaiserliche Administrationen dien‐
ten oft den reichspolitischen Interessen des Kai‐
sers und auch der Herrschaftssicherung. „Debit‐
kommissionen“  hatten  die  Untertanen  vor  Ver‐
schwendung  und Misswirtschaft  des  Herrschers
zu schützen und die Schuldenkrise zu lösen. In ei‐
nem halben Dutzend der Fälle kam es zur Abset‐
zung  von  Fürsten  oder  Grafen,  so  eben  in  der
Herrschaft  Schellenberg  und  der  Grafschaft  Va‐
duz. 

FABIAN FROMMELT (Bendern) zeichnete die
kaiserliche  Administration  in  Schellenberg  und
Vaduz  nach.  Die  Untertanen  hatten  beim  Reich
Klagen gegen den herrschenden Grafen von Ho‐
henems eingebracht,  ebenso dessen Brüder.  He‐
xenprozesse  spielten  mit,  Schulden  und  land‐
schaftliche Bürgschaften sowie der vernachlässig‐
te  Unterhalt  der  gräflichen  Familienmitglieder
und die Verletzung des Familien-Fideikommisses.
Eine an die Stelle des abgesetzten Grafen getrete‐
ne  Administrationskommission  stabilisierte  die
Herrschaft und löste letztlich die Finanzkrise, be‐
nötigte  dafür  allerdings  28  Jahre.  Das  rechtlich
uneindeutige  Vorgehen  der  Reichsspitze  ver‐

schärfte die in der Bevölkerung bestehenden Par‐
teiungen und stürzte die Untertanen in Loyalitäts‐
konflikte zwischen dem Grafen und der Kaiserli‐
chen  Kommission.  Die  Administration  wurde
durch den Verkauf an den Fürsten von Liechten‐
stein 1712 beendet – was bis heute Anlass zu pa‐
triotischen Jubiläen bietet. 

Anders  in  Bayern:  STEPHAN  DEUTINGER
(München) schilderte, wie Kurfürst Max Emanuel
1704 nach seiner französischen Parteinahme im
Spanischen  Erbfolgekrieg  abgesetzt  wurde  und
ins  niederländische  respektive  französische  Exil
floh.  Nach  seinem  Wiedereinzug  in  München
wurde alles getan, um in Bayern das unrühmliche
Interregnum  als  „kaiserliche  Provinz“  aus  dem
historischen Gedächtnis zu drängen, auch in Bil‐
dern der Repräsentationskunst. Als „Grundsigna‐
tur“ der kaiserlichen Administration konstatierte
Deutinger (in Absetzung von der landesgeschicht‐
lichen Literatur) eine Kontinuität der Regierungs-
und Verwaltungspraxis, trotz der unter ihr einset‐
zenden „Dismembration“ Bayerns. 

ANTON SCHINDLING (Tübingen) referierte zu
kaiserlichen Administrationen in den Reichsstäd‐
ten  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Anhand  von
Frankfurt am Main, Hamburg und Weil der Stadt
zeigte er, wie die Immigration neuer sozialer und
konfessioneller Gruppen oder oligarchische Ten‐
denzen  der  Ratsfamilien  innerstädtische  Verfas‐
sungskonflikte  verursachten,  deren  Eskalation
das  Reich  zum  Eingreifen  und  zur  kommissari‐
schen Verwaltung durch benachbarte Reichsstän‐
de veranlasste. Exemplarisch waren die Vorgänge
in Frankfurt im Zuge des „Fettmilch-Aufstandes“
(1612–1616),  der  sich  gegen  die  Patrizierherr‐
schaft und die Juden richtete. Nach dem Judenpo‐
grom von Handwerkern verfügte Kaiser Matthias
mit der Reichsacht über die Anführer faktisch die
kaiserliche  Zwangsverwaltung.  Ab  1712  stand
Frankfurt  erneut  unter  einer  kaiserlichen  Kom‐
mission, bis die neue Verfassung 1732 den inner‐
städtischen Konflikt  löste.  Ziele  und Erfolge  der
kaiserlichen  Zwangsadministrationen  waren  die
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Stabilisierung der Verfassung, der Schutz der Be‐
völkerungsrechte,  aber  auch  die  Wahrung  von
Reichsinteressen. 

Nach dem Ende des Alten Reichs 1806 sah das
19. Jahrhundert die Entstehung der Nationalstaa‐
ten.  Die  Nationalisierung  war  jedoch  mit  einer
rasch folgenden Internationalisierung verbunden.
Das  Völkerrecht  und  internationale  Kongresse
und Gremien dienten nun als  Legitimierungsin‐
stanz  für  Zwangsverwaltungen:  MADELEINE
HERREN (Heidelberg) überblickte die vielfältigen
und  komplexen  Formen  internationaler  Verwal‐
tung im 19. und 20. Jahrhundert. Früh wurde im
Völkerrecht der Begriff des „internationalen Regi‐
mes“ verwendet. Im 19. Jahrhundert zogen diver‐
se Staatsbankrotte internationale Staatsschulden-
Zwangsadministrationen  nach  sich,  legitimiert
durch eine Interventionstheorie. Der Völkerbund
strebte als erste internationale Organisation Frie‐
den, weltweite Kooperation und eine Demokrati‐
sierung internationaler Beziehungen an. Der Völ‐
kerbund habe, merkte die Referentin kritisch an,
mit seinen Mandatsverwaltungen aber auch kolo‐
niale Herrschaften perpetuiert, ebenso bedenken‐
los  Hand zu  ethnischen Vertreibungen auf  dem
Balkan  geboten.  Als  Forschungsdesiderat  postu‐
lierte sie,  durch Netzwerkanalysen das Personal
der internationalen Organisationen stärker in den
Blick zu nehmen. 

NADA  BOŠKOVSKA  (Zürich)  zeigte,  wie  der
Berliner Kongress 1878 das vormals osmanische
Bosnien-Herzegowina  der  österreichisch-ungari‐
schen Verwaltung zuwies und wie die Gebiete, ge‐
gen  örtlichen  Widerstand,  zusehends  integriert,
teilmodernisiert, schließlich 1908 annektiert wur‐
den. Der Aufbau einer Gebietsidentität jedoch ge‐
lang nicht, zumal österreichische und ungarische
Kolonisten zuwanderten, während viele Muslime
und Serben wegzogen. Mit dem Hinweis, dass die
Verwaltung  Bosnien-Herzegowinas  im  österrei‐
chisch-ungarischen  Vielvölkerstaat  selbst  zu
rechtlichen und politischen Unklarheiten und zur
Verschärfung innerer Spannungen führte, machte

Boškovska auf einen wenig beachteten Aspekt der
Thematik  aufmerksam:  auf  die  Rückwirkung ei‐
ner Zwangsadministration auf den Administrator.

STEFAN  DYROFF  (Bern)  sprach  am  Beispiel
der Freien Stadt Danzig, welche von 1920 bis 1939
als freies Territorium unter dem Schutz des Völ‐
kerbunds stand, über die internationale Kontrolle
lokaler Verwaltung in einer Konfliktregion. Er er‐
füllte gewissermaßen Madeleine Herrens Wunsch
nach vermehrter Untersuchung des internationa‐
len Personals:  Als  Hohe Kommissare für Danzig
wurden meist Ex-Militärs berufen, zu denen die
Bevölkerung kaum Vertrauen fasste. Die Kommis‐
sare setzten nur teilweise die Ziele des Völkerbun‐
des um und verfolgten oft eigene nationale oder
gar persönliche Interessen: Der Schweizer Carl Ja‐
cob Burckhardt  etwa vermittelte  –  ohne Völker‐
bund-Mandat  –  zwischen  Großbritannien  und
Deutschland,  um einen neuen Weltkrieg zu ver‐
hindern.  Dyroffs  Fazit:  Das  Experiment  Danzig
scheiterte, auch weil das kleine Territorium wirt‐
schaftlich  nicht  lebensfähig  war.  Doch während
zwanzig  Jahren  sei  Krieg  vermieden  worden,
während es anderswo in Ostmitteleuropa bis Mit‐
te  der  1920er-Jahre  zu  bewaffneten  Konflikte
kam. 

GUY  THOMAS  (Basel)  veranschaulichte  am
Beispiel  Kamerun  koloniale  Machtverschiebun‐
gen in Afrika, von der Berliner Westafrika-Konfe‐
renz (Kongo-Konferenz) 1884/85 bis zur Unabhän‐
gigkeit im „afrikanischen Jahr“ 1960. Mit der vom
Deutschen Reich geforderten Anerkennung seiner
Kolonialverwaltung als „Schutzgebiet“ legitimier‐
ten die zwölf an der Konferenz teilnehmenden eu‐
ropäischen Mächte die deutsche Herrschaft in Ka‐
merun.  Der  Begriff  „Schutzgebiet“,  verdeutlichte
Guy  Thomas,  zeige  die  europäische  Sicht,  nach
welcher die afrikanische Bevölkerung als nicht zi‐
vilisiert und zur Selbstverwaltung nicht fähig galt.
Nach dem Ersten Weltkrieg wurde Kamerun 1922
vom Völkerbund unter britische und französische
Mandatsverwaltung  gestellt,  welche  nach  dem
Zweiten  Weltkrieg  als  UN-Treuhandverwaltung
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weitergeführt wurde. Als deren Ziel galt nun zwar
die Vorbereitung des Landes auf die Unabhängig‐
keit.  An  der  kolonialen,  an  den  Interessen  der
Treuhandstaaten Großbritannien und Frankreich
orientierten Verwaltung änderte sich jedoch we‐
nig. 

Die  beiden  letzten  Beiträge  nahmen  Bezug
auf  die  Aktualität.  JOSCHKA  J.  PROKSIK  (Kon‐
stanz) hielt zur Verwaltungstätigkeit der Interna‐
tionalen  Staatengemeinschaft  in  Kosovo  fest,
welch großen Ressourceneinsatz die internationa‐
le Gemeinschaft zur Befriedung leistete und wie
sie gleichzeitig mit der Situation überfordert war.
Trotz  des  massiven,  in  der  Geschichte  der  UN-
Friedensmissionen beispiellosen Engagement der
UN im Kosovo sei es nicht im gewünschten Aus‐
maß gelungen, Bevölkerung und lokale Eliten („ci‐
vil society“) in den (Neu-)Aufbau der Zivilverwal‐
tung  einzubinden.  Dass  sich  die  Kosovaren  mit
der Unabhängigkeitserklärung 2008 gegen die ur‐
sprüngliche UN-Doktrin „Standards before Status“
(Aufbau der Zivilverwaltung vor Klärung der Sta‐
tusfrage)  durchsetzen  konnten,  verdeutliche  die
Schwäche der internationalen Verwaltung. 

Im abschließenden Beitrag ging STEFAN OE‐
TER (Hamburg) auf „International territorial ad‐
ministrations“ als neue Formen der internationa‐
lisierten  Zwangsverwaltung  ein.  Er  zeigte  auf,
dass der Ressourcenaufwand, der in solchen Fälle
(beispielsweise  Kosovo,  Osttimor,  Afghanistan,
Irak) fließe, enorm sei und sprach dabei von ei‐
nem  miserablen  Verhältnis  zwischen  Aufwand
und Ertrag. Die Probleme bei solchen Interventio‐
nen seien offensichtlich: Nicht nur gelte es, in der
Zwangsverwaltung  sämtliche  Strukturen  ad  hoc
neu zu organisieren, auch sei die Legitimations‐
frage häufig ungeklärt, wie etwa die Intervention
im  Irak  völkerrechtswidrig  gewesen  sei.  Allge‐
mein stellte er einen Trend zur Abkehr von sol‐
chen Interventionen fest.  Vielmehr werde heute
versucht,  einen  lokalen  Machtwechsel  (Beispiel
Libyen)  herbeizuführen  und  darauf  Einfluss  zu
nehmen. Die „International territorial administra‐

tions“  betrachtet  Stefan  Oeter  deshalb  nicht  als
Zukunftsmodell. 

In Erweiterung des Konferenzthemas sprach
ROLAND MARXER (Balzers) in einem Abendrefe‐
rat  anhand des  Beispiels  Liechtenstein  über  die
Möglichkeiten  und  die  Wirksamkeit  kleinstaatli‐
cher Diplomatie im Konzert der Großen. 

Die  Referate  und  Diskussionen  zeigten  auf,
dass sich die Problemlagen der Zwangsverwaltun‐
gen über  die  Jahrhunderte  hinweg in  erstaunli‐
cher Weise  ähnelten,  etwa mit  Blick  auf  die  oft
mangelhafte politische und rechtliche Legitimati‐
on der Interventionen, die Verfolgung von Eigeni‐
nteressen,  die  ablehnende  Haltung  der  lokalen
Bevölkerung und Eliten oder die letztlich unkla‐
ren Erfolge. Zwangsverwaltungen waren – neben
allen  problematischen  Aspekten  –  aber  vielfach
dazu in der Lage, wenigstens für einen gewissen
Zeitraum für Stabilität zu sorgen. Auch wenn letz‐
tere  nicht  endgültig  und  nachhaltig  war,  seien
Zwangsverwaltungen, so wurde in der Schlussdis‐
kussion  festgestellt,  mit  ihren  kontrollierbaren
Strukturen und verantwortlichen Akteuren einer
intransparenten,  unkontrollierbaren  Selbstrege‐
lung von Konflikten vorzuziehen. Nada Boškovska
sah  bessere  Erfolgschancen,  wenn  ein  legitimer
Oberherr  (wie  der  Kaiser  im  Alten  Reich)  oder
nur ein Staat (wie Österreich-Ungarn in Bosnien-
Herzegowina) intervenierte, während von Koaliti‐
onen oder internationalen Organisationen geführ‐
te Zwangsadministrationen komplex und schwer‐
fällig seien. 

Der Begriff der „Zwangsadministration“ wur‐
de von den meisten Tagungsteilnehmern für die
verschiedenen Konstellationen und Zeiträume als
tragfähig  erachtet.  Madeleine  Herren  kritisierte,
dass er der Tätigkeit Internationaler Organisatio‐
nen nicht  gerecht  werde und brachte alternativ
den Begriff „Fremdverwaltung“ in Vorschlag. Die‐
ser war jedoch auch nicht unumstritten, dürfte er
doch zumindest für die kaiserlichen Administrati‐
onen im Alten Reich nur mit Vorbehalt anwend‐
bar sein. 
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Insgesamt  zeigte  die  Tagung,  dass  die  epo‐
chenübergreifende,  vergleichende  Betrachtung
verschiedenster  Zwangsadministrationen  das  je
Besondere des Einzelfalles wie auch die wieder‐
kehrenden  Probleme  externer  Interventionen
schärfer  erkennen lässt.  Zu  bemängeln  ist,  dass
die Völkerbunds-Mandate und die UN-Treuhand‐
gebiete, die zweifellos wichtige Fallbeispiele dar‐
stellen, an der Tagung etwas untervertreten wa‐
ren. Hier könnte eine weitere Beschäftigung mit
dem Thema ansetzen. Denn mit Blick auf die aktu‐
ellen Erfahrungen und Probleme mit solchen In‐
strumenten erscheint die historische, komparati‐
ve  Zwangsadministrationsforschung  als  vielver‐
sprechender Forschungsansatz. 

Konferenzübersicht 

Fabian Frommelt (Bendern): Begrüssung und
Einleitung 

Leopold  Auer  (Wien):  Zwangsverwaltungen
in  den  Territorien  des  Alten  Reiches.  Zu  den
reichshofrätlichen  Debitkommissionen  im  18.
Jahrhundert 

Fabian  Frommelt  (Bendern):  Die  kaiserliche
Administration  in  der  Herrschaft  Schellenberg
und der Grafschaft Vaduz (1684–1712) 

Stephan  Deutinger  (München):  Die  kaiserli‐
che Administration Bayerns  im Spanischen Erb‐
folgekrieg (1704–1714) 

Anton Schindling (Tübingen): Kaiserliche Ad‐
ministrationen in deutschen freien Reichsstädten
im 17. und 18. Jahrhundert 

Nada Boškovska  (Zürich):  Die  österreich-un‐
garische  Verwaltung  Bosnien-Herzegowinas  im
Auftrag des Berliner Kongresses 1878–1908 

Madeleine  Herren  (Heidelberg):  Formen  in‐
ternationaler Verwaltung im 19. und 20. Jahrhun‐
dert: Ein Überblick 

Stefan Dyroff (Bern): Internationale Kontrolle
lokaler  Verwaltung  in  einer  Konfliktregion.  Das
Experiment „Freie Stadt Danzig“ (1920–1939) 

Guy  Thomas  (Basel):  Vom  Schutzgebiet  zur
Mandats-  und  Treuhandverwaltung:  Koloniale
Machtverschiebungen in Kamerun (1884–1961) 

Joschka J. Proksik (Konstanz): Verwaltungstä‐
tigkeit  der  Internationalen  Staatengemeinschaft
in Kosovo 

Stefan Oeter (Hamburg): „International terri‐
torial administrations“ als neue Formen der inter‐
nationalisierten Zwangsverwaltung 

Roland  Marxer  (Balzers):  Zur  Dynamik  der
Kleinstaatendiplomatie:  Einflussnahme Liechten‐
steins im Konzert der Grossen (Abendvortrag) 
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